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Stadt Coburg 
 
Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes 
(BayStrWG); 
Widmung der Brockardtstraße (BA II) im Bereich des 
Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 28/9 vom 
16.11.2016 für das Gebiet zwischen Bahnlinie 
Coburg-Sonneberg, dem Rottenbach und dem Kano-
nenweg 
 
Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes 
(BayStrWG); 
Widmung des Fuß- und Radweges “A“ (BA II) zwi-
schen Milchhofstraße und Brockardtstraße im Bereich 
des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 28/9 
vom 16.11.2016 für das Gebiet zwischen der Bahnli-
nie Coburg-Sonneberg, dem Rottenbach und dem 
Kanonenweg 
 
Haushaltssatzung der Stadt Coburg für das Haus-
haltsjahr 2023 
 
Haushaltssatzung der von der Stadt Coburg verwal-
teten rechtsfähigen Stiftungen für das Haushaltsjahr 
2023 
 
Satzung zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 
(BBS) in der Stadt Coburg 
 
Vorschlagsliste für Schöffen 
 
 

 

 

Vollzug des Bayerischen Straßen- und 

Wegegesetzes (BayStrWG); 

Widmung der Brockardtstraße (BA II) 

im Bereich des Vorhaben- und  

Erschließungsplanes Nr. 28/9 vom 

16.11.2016 für das Gebiet zwischen 

Bahnlinie Coburg-Sonneberg, dem 

Rottenbach und dem Kanonenweg 
 
Der Senat für Stadt- und Verkehrsplanung sowie Bau-
wesen hat in der Sitzung vom 20.04.2023 die Wid-
mung der Verkehrsflächen, FlNrn. 3200/3, TF 3200/18 
Gemarkung Coburg, entsprechend der im angefügten 
Lageplan mit „x“ gekennzeichneten Grundstücksteil-
fläche auf einer Länge von zirka 214 m (Anfangs-
punkt: südliche Wendehammeranlage der Brockardt-
straße, Endpunkt östlich: Einmündung Kalenderweg, 
Endpunkt westlich: nördliche Wendehammeranlage 
der Brockardtstraße) zur Ortsstraße beschlossen. 
 
Die Verfügung wird zum 22.05.2023 wirksam.  
 
Die Widmungsunterlagen können in der Zeit vom 
05.05.2023 bis einschließlich 19.05.2023 wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden  
 

Montag, Dienstag und Donnerstag von 8.30 Uhr bis 
15.30 Uhr und Mittwoch und Freitag von 8.30 Uhr bis 
12.00 Uhr  
 
im Ämtergebäude, Steingasse 18, Zimmer 209, ein-
gesehen werden. 
 
Coburg, den 05.05.2023 
S T A D T   C O B U R G 
i. A. 
 
gez. Brink 

 
Brink 
Verwaltungsamtsrätin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vollzug des Bayerischen Straßen- und 

Wegegesetzes (BayStrWG); 

Widmung des Fuß- und Radweges “A“ 

(BA II) zwischen Milchhofstraße und 

Brockardtstraße im Bereich des Vor-

haben- und Erschließungsplanes Nr. 

28/9 vom 16.11.2016 für das Gebiet 

zwischen der Bahnlinie Coburg- 

Sonneberg, dem Rottenbach und dem  

Kanonenweg 
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Der Senat für Stadt- und Verkehrsplanung sowie Bau-
wesen hat in der Sitzung vom 20.04.2023 die Wid-
mung der Verkehrsfläche, FlNr. 3200/9 Gemarkung 
Coburg, entsprechend der im angefügten Lageplan 
mit „x“ gekennzeichneten Grundstücksfläche auf einer 
Länge von zirka 96 m (Anfangspunkt: südliche Wen-
dehammeranlage der Brockardtstraße, Endpunkt: 
Wendehammer Milchhofstraße) zum beschränkt-öf-
fentlichen-Weg beschlossen. 
 
Die Verfügung wird zum 22.05.2023 wirksam.  
 

Die Widmungsunterlagen können in der Zeit vom 
05.05.2023 bis einschließlich 19.05.2023 während der 
allgemeinen Dienststunden  
 
Montag, Dienstag und Donnerstag von 8.30 Uhr bis 
15.30 Uhr und Mittwoch und Freitag von 8.30 Uhr bis 
12.00 Uhr  
 
im Ämtergebäude, Steingasse 18, Zimmer 209, ein-
gesehen werden. 
 
Coburg, den 05.05.2023 
S T A D T   C O B U R G 
i. A. 
 
gez. Brink 
      
  
Brink 

Verwaltungsamtsrätin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g 

der HAUSHALTSSATZUNG 

der Stadt Coburg 

für das Haushaltsjahr 2023 
 
Auf Grund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (GO) hat der Stadtrat in der Sit-
zung am 23.03.2023 folgende Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2023 beschlossen, die hiermit ge-
mäß Art. 65 Abs. 3 GO bekannt gemacht wird: 
 

I. 
§ 1 

 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2023 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
ab: 
 
1. im Ergebnishaushalt mit 
 

dem Gesamtbetrag der Erträge von 
 185.510.800 Euro 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen von
 191.777.100 Euro 
 

und dem Saldo (Jahresergebnis) von -
6.266.300 Euro 

 
2. im Finanzhaushalt 
  
 a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit 
   dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 

  169.473.800 Euro 
   dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 

  180.007.000 Euro 
   und einem Saldo von -10.533.200 Euro 
 
 b) aus Investitionstätigkeit mit 
   dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 

  12.545.800 Euro 
   dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 

  57.775.600 Euro 
   und einem Saldo von -45.229.800 Euro 
 
 c) aus Finanzierungstätigkeit mit 
   dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 

  0 Euro 
   dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 

  1.624.100 Euro 
   und einem Saldo von -1.624.100 Euro 
 
 d) und dem Saldo des Finanzhaushalts von 
   -57.387.100 Euro 
 
 

§ 2 
 

(1) Kredite für Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 

 
(2) Kredite für Investitionen und Investitionsför-

derungsmaßnahmen im Vermögensplan des 
Eigenbetriebs „Coburg Marketing“ sind nicht 
vorgesehen. 
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§ 3 
 
(1) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-

mächtigungen zur Leistung von Auszahlun-
gen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen in künftigen Jahren wird 
auf 25.799.800 Euro festgesetzt. 

 
(2) Verpflichtungsermächtigungen im Vermö-

gensplan des Eigenbetriebs „Coburg Marke-
ting“ werden nicht festgesetzt. 

 

 
§ 4 

 
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Ge-
meindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 

a)  für die land- und forstwirtschaftlichen  
 Betriebe (A) 310 v.H. 

b)  für die Grundstücke (B)  
 310 v.H. 

 
2. Gewerbesteuer 310 v.H. 
 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen nach dem Haushaltsplan 
wird auf 32.000.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2023 
in Kraft. 
 
 

II. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen steht ge-
mäß Art. 65 Abs. 3 GO bis zur nächsten amtlichen Be-
kanntmachung einer Haushaltssatzung in der Allge-
meinen Finanzwirtschaft, Stadthaus, Zimmer 104, in-
nerhalb der allgemeinen Geschäftszeiten und unter 

https://www.coburg.de/stadtpolitik/finanzen-und-
haushalt/haushaltsplan/haushaltsplan.php öffentlich 
zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
 
Coburg, 04.05.2023 
 
STADT COBURG 
 
gez. Dominik Sauerteig 
Dominik Sauerteig 
Oberbürgermeister 

B e k a n n t m a c h u n g 

der HAUSHALTSSATZUNG 

der von der Stadt Coburg verwalteten 

rechtsfähigen Stiftungen 

für das Haushaltsjahr 2023 
 

Auf Grund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (GO) in Verbindung mit Art. 20 
Abs. 3 des Stiftungsgesetzes vom 26. September 
2008 (GVBl. Nr. 23/2008, S. 834) hat der Stadtrat in 
der Sitzung am 23.03.2023 folgende Haushaltssat-
zung der von ihr verwalteten rechtsfähigen Stiftungen 
für das Haushaltsjahr 2023 beschlossen, die hiermit 
gemäß Art. 65 Abs. 3 GO bekannt gemacht wird: 
 

I. 
§ 1 

 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2023 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
ab: 
 
 
im Teilergebnisplan für 
 
1. die Studien-Stiftung 
 in den Erträgen mit 2.100 Euro 
und in den Aufwendungen mit 1.500 Euro 
somit mit einem Überschuss/Fehlbetrag von
 600 Euro 
 
2. die Vereinigte Wohlfahrts-Stiftung 
 in den Erträgen mit 500 Euro 
und in den Aufwendungen mit 300 Euro 
somit mit einem Überschuss/Fehlbetrag von
 200 Euro 
 
3. die von Rast’sche-Stiftung 
 in den Erträgen mit 100 Euro 
und in den Aufwendungen mit 100 Euro 
somit mit einem Überschuss/Fehlbetrag von
 0 Euro 
 
 
im Teilfinanzplan für 

 
1. die Studien-Stiftung 

in den Einzahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit mit 2.100 Euro 

und in den Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit mit 1.500 Euro 

 
in den Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
mit 0 Euro 

und in den Auszahlungen aus Investitionstätig-
keit mit 0 Euro 

 
in den Einzahlungen aus Finanzierungstätig-
keit mit 0 Euro 

und in den Auszahlungen aus Finanzierungstätig-
keit mit 0 Euro 

somit mit einem Saldo des Finanzhaushaltes von
 600 Euro 
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2. die Vereinigte Wohlfahrts-Stiftung 
in den Einzahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit mit 500 Euro 

und in den Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit mit 300 Euro 

 
in den Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
mit 0 Euro 

und in den Auszahlungen aus Investitionstätig-
keit mit 0 Euro 

 
in den Einzahlungen aus Finanzierungstätig-

keit mit 0 Euro 
und in den Auszahlungen aus Finanzierungstätig-

keit mit 0 Euro 
 
somit mit einem Saldo des Finanzhaushaltes von
 200 Euro 
 
3. die von Rast’sche-Stiftung 

in den Einzahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit mit 100 Euro 

und in den Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit mit 100 Euro 

 
in den Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
mit 0 Euro 

und in den Auszahlungen aus Investitionstätig-
keit mit 0 Euro 

 
in den Einzahlungen aus Finanzierungstätig-
keit mit 0 Euro 

und in den Auszahlungen aus Finanzierungstätig-
keit mit 0 Euro 

 
somit mit einem Saldo des Finanzhaushaltes von
 0 Euro 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Finanzhaushalt 
werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausga-
ben nach dem Haushaltsplan werden nicht bean-
sprucht. 
 
 

§ 5 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2023 
in Kraft. 
 
 

 
 

II. 
 
Diese Haushaltssatzung enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen steht ge-
mäß Art. 65 Abs. 3 GO bis zur nächsten amtlichen Be-
kanntmachung einer Haushaltssatzung in der Allge-
meinen Finanzwirtschaft, Stadthaus, Zimmer 104, in-

nerhalb der allgemeinen Geschäftszeiten und unter 
https://www.coburg.de/stadtpolitik/finanzen-und-
haushalt/haushaltsplan/haushaltsplan.php öffentlich 
zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
 
 
Coburg, 04.05.2023 
 
STADT COBURG 
 
gez. Dominik Sauerteig 
 
Dominik Sauerteig 
Oberbürgermeister 
 
 

Satzung zu Bürgerbegehren und  

Bürgerentscheiden (BBS) in der Stadt 

Coburg 
 
Die Stadt Coburg erlässt auf Grund des Art. 23 Satz 1 
und Art. 18a Abs. 17 Satz 1 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. Seite 796; 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 09.03.2021 (GVBl.S.74) folgende  
 

Satzung zu Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheiden (BBS) in der Stadt Coburg 

 
 
Inhaltsübersicht 
 

Erster Teil 
Bürgerbegehren 

 
§ 1 Antragsrecht  
§ 2 Unterschriftenlisten  
§ 3 Eintragungen  
§ 4 Einreichung, Änderung, Rücknahme  
§ 5 Prüfung  
§ 6 Datenschutz  
§ 7 Entscheidung über die Zulässigkeit  
§ 8 Ratsbegehren, Stichfrage  
§ 9 Beanstandung  
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Zweiter Teil 

Bürgerentscheid 
 

Abschnitt 1 
Abstimmungsorgane 

 
§ 10 Abstimmungsleiter  
§ 11 Abstimmungsausschuss  
§ 12 Abstimmungsvorstände  
§ 13 Ehrenamt  
 

Abschnitt 2 
Abstimmungsort und Abstimmungszeit 

 
§ 14 Einteilung der Stimmbezirke und Abstim-

mungsräume  
§ 15 Abstimmungstag  
§ 16 Abstimmungsbekanntmachung  
 

Abschnitt 3 
Stimmrecht 

 
§ 17 Stimmberechtigung  
§ 18 Ausübung des Stimmrechts  
§ 19 Bürgerverzeichnis; Beschwerde  
§ 20 Erteilung von Abstimmungsscheinen; Be-

schwerde  
§ 21 Benachrichtigung und Unterrichtung der 

Stimmberechtigten 
 

Abschnitt 4 
Stimmabgabe 

 
§ 22 Stimmzettel  
§ 23 Stimmvergabe im Abstimmungsraum  
§ 24 Besonderheiten der Briefabstimmung  
 

Abschnitt 5 
Ermittlung, Feststellung und Verkündung 

des Abstimmungsergebnisses 
 
§ 25 Abstimmungsbeteiligung und Ordnen der 

Stimmzettel  
§ 26 Behandlung der Stimmzettel bei weniger als 

50 Abstimmenden 
§ 27 Behandlung der Stimmzettel  
§ 28 Ungültigkeit der Stimmvergabe  
§ 29 Auswertung der Stimmzettel bei verbunde-

nem Bürgerentscheid  
§ 30 Feststellung, Verkündung und Bekanntma-

chung des Abstimmungsergebnisses  
 

Abschnitt 6 
Schlussbestimmungen 

 
§ 31 Datenverarbeitung  
§ 32 Sicherung, Verwahrung und Vernichtung der 

Abstimmungsunterlagen  
§ 33 Weitere Durchführungsbestimmungen 
§ 34 In-Kraft-Treten 
 
Zur besseren Lesbarkeit wird in dieser Satzung das 
generische Maskulinum verwendet. Die verwendeten 
Personenbezeichnungen beziehen sich – sofern nicht 
anders kenntlich gemacht – auf alle Geschlechter. 

 
ERSTER TEIL 

Bürgerbegehren 
 

§ 1 
Antragsrecht 

 
(1) Die Gemeindebürger der Stadt Coburg kön-

nen über Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Stadt Coburg die Durchfüh-
rung eines Bürgerentscheides (Bürgerbegeh-
ren) beantragen (Art. 7 Abs. 2 und Art. 12 

Abs. 3 der Bayerischen Verfassung, Art. 18a 
Abs. 1 GO).  

 
 
(2) Antragsberechtigt sind alle Personen, die am 

Tag der Einreichung des Bürgerbegehrens 
(Art. 18a Abs. 5 Satz 1 GO)  

 
1. Unionsbürger sind,  
2. das 18. Lebensjahr vollendet haben,  
3. sich seit mindestens zwei Monaten in der 

Stadt Coburg mit dem Schwerpunkt ihrer 
Lebensbeziehungen aufhalten und  

4. nicht durch straf- oder zivilgerichtliche Ent-
scheidung vom Wahlrecht ausgeschlossen 
sind.  

 
Art. 2 GLKrWG sowie § 1 GLKrWO gelten entspre-
chend.  
 
(3) Unionsbürger sind alle Deutschen im Sinne 

des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sowie 
die Staatsangehörigen der übrigen Mitglieds-
staaten der Europäischen Union, die nach 
dem Recht dieser Staaten als Unionsbürger 
anzusehen sind.  

 
(4) Der Aufenthalt mit dem Schwerpunkt der Le-

bensbeziehungen wird dort vermutet, wo die 
Person gemeldet ist. Ist eine Person in meh-
reren Gemeinden gemeldet, wird dieser Auf-
enthalt dort vermutet, wo sie mit der Haupt-
wohnung gemeldet ist. Bei der Berechnung 
der Frist nach Absatz 2 Nr. 3 wird der Tag der 
Aufenthaltsnahme in die Frist einbezogen.  

 
(5) Wer das Antragsrecht infolge Wegzugs verlo-

ren hat, jedoch innerhalb eines Jahres in die 
Stadt Coburg zurückkehrt, ist mit der Rück-
kehr wieder antragsberechtigt.  

 
 

§ 2 
Unterschriftenlisten 

 
(1) Das Bürgerbegehren wird auf Unterschriften-

listen verbindlich festgelegt. Die Unterschrif-
tenlisten müssen als solche für ein Bürgerbe-
gehren gekennzeichnet sein, z. B. mit den 
Worten „Bürgerbegehren“, „Antrag auf 
Durchführung eines Bürgerentscheides“ oder 
„Antrag auf Bürgerentscheid“. § 4 Abs. 3 
bleibt unberührt.  
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(2) Die Listen müssen inhaltlich bestimmt eine 
mit Ja oder Nein zu entscheidende Fragestel-
lung und eine Begründung enthalten sowie 
bis zu drei geschäftsfähige, aber nicht not-
wendigerweise in der Stadt Coburg wahlbe-
rechtigte Personen mit Namen und Anschrift 
benennen, die berechtigt sind, die Unter-
zeichnenden zu vertreten (Vertretungsbe-
rechtigte). Für den Fall ihrer Verhinderung o-
der ihres Ausscheidens können auf den Un-
terschriftenlisten zusätzlich stellvertretende 
Personen benannt werden. Dabei ist aus-

drücklich anzugeben, wer welchen Vertre-
tungsberechtigten vertritt. Antrag, Fragestel-
lung, Begründung und Vertreterbenennung 
müssen Gegenstand der Unterzeichnung 
sein.  

 
(3) Unterschriftenlisten können doppelseitig ge-

staltet sein, wenn die Rückseite als Fortset-
zung des Textes der Vorderseite klar erkenn-
bar ist. Es können auch Einlageblätter ver-
wendet oder lose Unterschriftslisten zusam-
mengeheftet werden, sofern dort ebenfalls 
der Antrag, die Fragestellung, die Begrün-
dung und die Vertretungsberechtigten aufge-
führt sind. 

 
(4) Die Stadt Coburg hält unverbindliche Muster-

listen bereit.  
 
(5) Auf den Listen soll eine Spalte für amtliche 

Prüfvermerke freigehalten werden.  
 
(6) Soweit Unterschriftenlisten den in Absatz 2 

oder 3 bezeichneten Anforderungen nicht 
entsprechen, sind die dort enthaltenen Ein-
tragungen ungültig.  

 
 

§ 3 
Eintragungen 

 
(1) Personen, die ein Bürgerbegehren unterstüt-

zen, tragen sich in die Listen mit Familienna-
men, Vornamen, Geburtsdatum und genauer 
Anschrift der Hauptwohnung ein. Die Eintra-
gungen sind eigenhändig zu unterschreiben 
und innerhalb eines Bogens oder Heftes fort-
laufend zu nummerieren.  

 
(2) Eintragungen sind ungültig, wenn  

1.die eingetragenen Personen nicht antrags-
berechtigt sind  

2.die eigenhändige Unterschrift fehlt oder  
3.die eingetragenen Personen nicht deutlich 

erkennbar sind.  
 

Eine Person darf sich für jedes Bürgerbegeh-
ren nur einmal eintragen. Doppel- oder Mehr-
facheintragungen gelten als eine Eintragung. 
Zulässig ist eine gleichzeitige Eintragung in 
mehrere Bürgerbegehren. Dies gilt auch 
dann, wenn die jeweils unterbreiteten Frage-
stellungen miteinander nicht vereinbar sind.  

 

(3) Eintragungen können bis zum Tag vor der 
Zulässigkeitsentscheidung des Stadtrates 
durch schriftliche Erklärung widerrufen wer-
den. Für einen rechtzeitigen Widerruf kommt 
es auf den Eingang bei der Stadtverwaltung 
an.  

 
 

§ 4 
Einreichung, Änderung, Rücknahme 

 
(1) Das Bürgerbegehren wird bei der Stadt 

Coburg eingereicht. Dabei sind die Unter-
schriftenlisten im Original zu übergeben. Die 
Listen werden auch nach Abschluss des Ver-
fahrens nicht zurückgegeben. Der Eingang 
der Listen wird mit Datum und Uhrzeit ver-
merkt. Die vertretungsberechtigten Personen 
des Bürgerbegehrens erhalten einen Emp-
fangsnachweis.  

 
(2) Bis zur Zulässigkeitsentscheidung des Stadt-

rates können fehlende Unterschriften nach-
gereicht werden. Die Möglichkeit des Nach-
reichens ist nicht nur darauf beschränkt, un-
gültige Eintragungen durch gültige Unter-
schriften zu ersetzen. Für die Antragsberech-
tigung (§ 1) kommt es auch hier auf den Tag 
der Einreichung des Bürgerbegehrens (§ 4 
Abs. 1) an.  

 
(3) Die mit dem Bürgerbegehren unterbreitete 

Fragestellung darf mit Ausnahme redaktio-
neller Korrekturen weder von den vertre-
tungsberechtigten Personen des Bürgerbe-
gehrens noch durch entsprechenden Stadt-
ratsbeschluss nachträglich geändert werden. 
Dies gilt nicht, wenn die Unterzeichner des 
Begehrens bereits auf den Unterschriftenlis-
ten eine solche Möglichkeit ausdrücklich zu-
gelassen haben und die vertretungsberech-
tigten Personen eine Änderung beantragen o-
der mit einer von der Stadt Coburg vorge-
schlagenen Änderung einverstanden sind.  

 
(4) Das Bürgerbegehren kann bis zur Bekannt-

gabe der Entscheidung zur Durchführung des 
Bürgerentscheids zurückgenommen werden, 
sofern die vertretungsberechtigten Personen 
des Begehrens einzeln oder gemeinschaftlich 
in den Unterschriftenlisten hierzu bevoll-
mächtigt worden sind.  

 
 

§ 5 
Prüfung 

 
(1) Nach Eingang des Bürgerbegehrens hat die 

Stadt Coburg unverzüglich zu prüfen, ob die 
Eintragungen in den Unterschriftenlisten gül-
tig sind und ob die gemäß Art. 18a Abs. 6 GO 
notwendige Unterschriftenzahl erreicht wor-
den ist. Die Unterschriftslisten müssen nur so 
lange ausgewertet werden, bis die für das 
Bürgerbegehren notwendige Zahl an gültigen 
Unterschriften erreicht ist. 
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(2) Die Stadt Coburg legt zu diesem Zweck ein 

auf den Tag des Antragseingangs bezogenes 
Verzeichnis aller in der Stadt Coburg antrags-
berechtigten Bürgerinnen und Bürger an (= 
Bürgerverzeichnis). Für die Anlegung des 
Bürgerverzeichnisses gilt § 14 Abs. 3 Sätze 1 
bis 4 GLKrWO entsprechend. Antragsberech-
tigte ausländische Unionsbürger werden von 
Amts wegen aufgenommen. Das Bürgerver-
zeichnis wird nicht öffentlich ausgelegt.  

 

(3) Das Ergebnis der Prüfung teilt die Stadt 
Coburg unverzüglich den vertretungsberech-
tigten Personen des Bürgerbegehrens mit. 
Auf Verlangen der Vertreter hat die Stadt 
Coburg jederzeit Auskunft über den Stand 
der Prüfung und über die Zahl der gültigen 
und ungültigen Eintragungen zu geben.  

 
 

§ 6 
Datenschutz 

 
(1) Für die mit der Unterstützungsunterschrift 

abgegebenen personenbezogenen Daten gel-
ten insbesondere die Bestimmungen aus der 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO); 
nähere Informationen ergeben sich aus der 
Anlage dieser Satzung. 

 
(2) Die Stadtverwaltung wertet die Unterschrif-

tenlisten nur insoweit aus, als dies zur Fest-
stellung der erforderlichen Unterschriftenzahl 
nach Art. 18a Abs. 6 GO notwendig ist.  

 
(3) Eine darüberhinausgehende Datennutzung 

ist unzulässig. Die persönlichen personenbe-
zogenen Angaben dürfen insbesondere nicht 
an unberechtigte Dritte weitergegeben wer-
den. Sie sind vor Einsichtnahme unbefugter 
Dritter zu schützen. Für die Vernichtung der 
Unterschriftenlisten gilt § 32. 

 
 

§ 7 
Entscheidung über die Zulässigkeit 

 
(1) Der Stadtrat entscheidet unverzüglich, spä-

testens innerhalb eines Monats nach Einrei-
chung des Bürgerbegehrens (§ 4 Abs. 1), ob 
die Zulässigkeitsvoraussetzungen gegeben 
sind. Dabei stellt er auch die Zahl der gülti-
gen und ungültigen Eintragungen fest. Wäh-
rend der Stadtratsferien tritt an die Stelle des 
Stadtrates der Feriensenat. Die Entscheidung 
ergeht kostenfrei. Den vertretungsberechtig-
ten Personen des Bürgerbegehrens soll Gele-

genheit gegeben werden, den Antrag in der 
Sitzung des Stadtrates zu erläutern.  

 
(2) Enthält das Bürgerbegehren zulässige und 

unzulässige Bestandteile, kann der rechtlich 
unbedenkliche Teil zum Bürgerentscheid zu-
gelassen werden, wenn der unzulässige Teil 
nur unwesentlich oder von untergeordneter 

Bedeutung ist und sachlich so abgetrennt 
werden kann, dass die Durchführung eines 
auf den zulässigen Teil beschränkten Bürger-
entscheids noch sinnvoll bleibt. Zudem muss 
der verbleibende Teil des Bürgerbegehrens 
von den Unterschriften gedeckt sein. 

 
(3) Unzulässig ist ein Bürgerbegehren über An-

gelegenheiten, die kraft Gesetz dem Ober-
bürgermeister obliegen, über Fragen der in-
neren Organisation der Stadtverwaltung, 
über die Rechtsverhältnisse der Stadtrats-

mitglieder, der Bürgermeister und der städti-
schen Bediensteten und über die Haushalts-
satzung (Art. 18a Abs. 3 GO).  

 
(4) Ein Bürgerbegehren ist außerdem unzulässig, 

wenn  
 

1. die Angelegenheit nicht dem eigenen 
Wirkungskreis der Stadt Coburg zuzu-
rechnen ist  

2. die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 bis 
3 nicht gegeben sind  

3. die erforderliche Unterschriftenzahl nach 
Art. 18a Abs. 6 GO nicht erreicht worden 
ist  

4. das verfolgte Ziel angesichts bestehen-
der Rechtsvorschriften oder vertraglicher 
Bindungen rechtswidrig ist.  

 
(5) Weist der Stadtrat das Bürgerbegehren als 

unzulässig zurück, erlässt die Stadt Coburg 
einen förmlichen Bescheid, der mit entspre-
chender Begründung und Rechtsbehelfsbe-
lehrung den vertretungsberechtigten Perso-
nen des Bürgerbegehrens unverzüglich zuzu-
stellen ist.  

 
(6) Erklärt der Stadtrat das Begehren für zuläs-

sig, trägt er aber der verlangten Maßnahme 
nicht Rechnung, wird entsprechend dem 
Zweiten Teil dieser Satzung ein Bürgerent-
scheid vorbereitet und durchgeführt. Die Ent-
scheidung des Stadtrates wird den Vertre-
tungsberechtigten des Bürgerbegehrens be-
kanntgegeben. 

 
 

§ 8 
Ratsbegehren, Stichfrage 

 
(1) Der Stadtrat kann über eine Angelegenheit 

des eigenen Wirkungskreises der Stadt 
Coburg unabhängig von einem Bürgerbegeh-
ren die Durchführung eines Bürgerentscheids 
beschließen (=Ratsbegehren).  

 

(2) Sollen an einem Tag mehrere Bürgerent-
scheide stattfinden, hat der Stadtrat eine 
Stichfrage für den Fall vorzusehen, dass die 
gleichzeitig zur Abstimmung unterbreiteten 
Fragestellungen in einer miteinander nicht zu 
vereinbarenden Weise beantwortet werden 
(=Stichentscheid).  
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§ 9 

Beanstandung 
 
Hält der Oberbürgermeister eine Entscheidung des 
Stadtrats über die Zulassung eines Bürgerbegehrens 
(§ 7) oder über die Durchführung eines Bürgerent-
scheids (§ 8) für rechtswidrig, hat er diese unverzüg-
lich zu beanstanden, ihren Vollzug auszusetzen und, 
soweit erforderlich, die Entscheidung der Rechtsauf-
sichtsbehörde herbeizuführen.  
 

 
ZWEITER TEIL 

Bürgerentscheid 
 

ABSCHNITT 1 
Abstimmungsorgane 

 
§ 10 

Abstimmungsleiter 
 
(1) Der Leiter des Rechtsamtes der Stadt Coburg 

oder sein Stellvertreter leitet die Vorberei-
tung und Durchführung des Bürgerent-
scheids. Stellvertretender Abstimmungsleiter 
ist der Leiter des Wahlamtes der Stadt 
Coburg oder sein Stellvertreter.  

 
(2) Sind der Abstimmungsleiter und sein Stell-

vertreter nicht nur vorübergehend verhin-
dert, bestellt der Stadtrat eine geeignete Per-
son aus dem Kreis der Bediensteten der Stadt 
Coburg zum Abstimmungsleiter. Außerdem 
ist aus diesem Personenkreis vom Stadtrat 
eine stellvertretende Person zu bestellen. 
Eine nicht nur vorübergehende Verhinderung 
liegt insbesondere vor, wenn der Abstim-
mungsleiter oder sein Stellvertreter Vertreter 
eines Bürgerbegehrens sind. 

 
(3) Bei nur vorübergehender Verhinderung gilt 

für die Stellvertretung Art. 39 Abs. 1 GO. 
 
 

§ 11 
Abstimmungsausschuss 

 
(1) Der Abstimmungsausschuss stellt für die 

Stadt Coburg verbindlich das endgültige Ab-
stimmungsergebnis fest. Er ist unabhängig 
und an Weisungen nicht gebunden.  

 
(2) Mitglieder des Abstimmungsausschusses sind 

der Abstimmungsleiter (§ 10) als vorsitzen-
des Mitglied und vier von ihm berufene, zu 
Gemeindeämtern wählbare Beisitzer. Bei der 
Berufung der Beisitzer sind die Vertretungs-

berechtigten eines Bürgerbegehrens sowie 
die im Stadtrat vertretenen Parteien und 
Wählergruppen entsprechend ihrer Bedeu-
tung in der Stadt Coburg zu berücksichtigen. 
Keine Gruppierung darf durch mehrere Bei-
sitzer vertreten sein.  

 

(3) Der Abstimmungsleiter beruft für jeden Bei-
sitzer eine stellvertretende Person. Absatz 2 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.  

 
(4) Der Abstimmungsausschuss ist ohne Rück-

sicht auf die Zahl der erschienenen Beisitzer 
beschlussfähig. Er verhandelt, berät und ent-
scheidet in öffentlicher Sitzung, soweit nicht 
Rücksichten auf das Wohl der Allgemeinheit 
oder auf berechtigte Ansprüche Einzelner 
entgegenstehen. Ort und Zeit sind vorher be-
kannt zu machen. Beschlüsse werden mit 

Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des vorsit-
zenden Mitglieds.  

 
 

§ 12 
Abstimmungsvorstände und Briefabstimmungs-

vorstände 
 
(1) Die Stadt Coburg bildet für jeden Stimmbe-

zirk einen Abstimmungsvorstand sowie min-
destens einen Briefabstimmungsvorstand. 
Für die Stimmabgabe in kleineren Kranken-
häusern und kleineren Alten- oder Pflegehei-
men kann die Stadt Coburg bewegliche Ab-
stimmungsvorstände einrichten.  

 
(2) Die (Brief-)Abstimmungsvorstände bestehen 

jeweils aus einem Vorsteher, einer mit seiner 
Stellvertretung betrauten Person sowie min-
destens drei bis sechs Beisitzern und einem 
Schriftführer. Sie werden von der Stadt aus 
dem Kreis der Gemeindebürger oder aus dem 
Kreis der städtischen Bediensteten bestellt.  

 
(3) Die (Brief-)Abstimmungsvorstände sind für 

den ordnungsgemäßen Ablauf der Abstim-
mung verantwortlich, entscheiden über die 
Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und 
stellen vorbehaltlich einer Berichtigung durch 
den Abstimmungsausschuss das Abstim-
mungsergebnis für den Stimmbezirk fest. Der 
Briefabstimmungsvorstand entscheidet zu-
sätzlich über die Zulassung oder die Zurück-
weisung der Abstimmungsbriefe und ermit-
telt das Ergebnis der Briefabstimmung. 

 
(4) Für die Zusammensetzung, rechtzeitige Un-

terrichtung und Tätigkeit der Vorstände gel-
ten die Art. 4 Abs. 3 und Abs. 4 sowie Art. 17 
GLKrWG und § 3 Abs. 3, § 4, § 5 Abs. 2, §§ 
6 bis 8, § 9 Abs. 2, § 10 GLKrWO entspre-
chend.  

 
(5) Für die Ausstattung der (Brief-)Abstim-

mungsvorstände gilt § 58 GLKrWO. 

 
 

§ 13 
Ehrenamt 

 
(1) Die Mitglieder der Abstimmungsorgane üben 

ihre Tätigkeit, soweit sie nicht für Bedienstete 
der Stadt Coburg dienstlich angeordnet wird, 
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ehrenamtlich aus. Jeder Gemeindebürger ist 
zur Übernahme eines solchen Ehrenamtes 
gemäß Art. 19 Abs.1 GO verpflichtet. Die Mit-
glieder haben ihre Aufgaben unparteiisch 
wahrzunehmen und über die ihnen bei ihrer 
Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegenhei-
ten Verschwiegenheit zu bewahren.  

 
(2) Das Ehrenamt kann nur aus wichtigem Grund 

abgelehnt oder niedergelegt werden. Wer 
ohne wichtigen Grund die Übernahme ab-
lehnt oder das Ehrenamt niederlegt, kann mit 

Ordnungsgeld bis zu fünfhundert Euro belegt 
werden (Art. 19 Abs. 1 Satz 4 GO). 

 
(3) Die Stadt Coburg gewährt den Mitgliedern 

der Abstimmungsorgane eine Entschädigung 
nach der Satzung der Stadt Coburg über die 
Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeiten 
aus Anlass von allgemeinen Wahlen und Ab-
stimmungen in Coburg (Wahlhelferentschä-
digungssatzung) vom 22.04.1994 in der gel-
tenden Fassung).  

 
 

ABSCHNITT 2 
Abstimmungsort und Abstimmungszeit 

 
§ 14 

Einteilung der Stimmbezirke 
 
(1) Die Stadt Coburg teilt ihr Gebiet in Stimmbe-

zirke ein und bestimmt für jeden Stimmbe-
zirk einen Abstimmungsraum.  

 
(2) Für die Bildung der Stimmbezirke und für die 

Einrichtung der Abstimmungsräume gelten 
Art. 11 Abs. 2 und Abs. 3 GLKrWG, § 13 Abs. 
1 und 2 sowie §§ 54 bis 57 GLKrWO entspre-
chend.  

 
 

§ 15 
Abstimmungstag 

 
(1) Der Stadtrat legt den Tag der Abstimmung 

fest. Ist ein Bürgerentscheid aufgrund eines 
Bürgerbegehrens durchzuführen, ist der Ab-
stimmungstag innerhalb von drei Monaten 
nach der Zulässigkeitsentscheidung des 
Stadtrates (§ 7 Abs. 1) festzusetzen. Im Ein-
vernehmen mit den vertretungsberechtigten 
Personen des Bürgerbegehrens kann diese 
Frist um höchstens drei Monate verlängert 
werden. Die Frist endet mit dem Ablauf des-
jenigen Tages des letzten Monats, welcher 
dem Tag der Zulässigkeitsentscheidung ent-
spricht (Art. 31 Abs. 1 BayVwVfG i. V. m. § 

187 Abs. 1, § 188 Abs. 2 BGB). Fällt das Fris-
tende auf einen Samstag, muss der Bürger-
entscheid spätestens am darauffolgenden 
Sonntag durchgeführt werden.  

 
(2) Bürgerentscheide finden an einem Sonntag 

statt. Die Abstimmung dauert von 08:00 
Uhr bis 18:00 Uhr. Wird der Bürgerentscheid 

zusammen mit einer Wahl durchgeführt, de-
ren Abstimmung über 18:00 Uhr hinaus 
dauert, endet die Abstimmung mit der für 
die Wahl bestimmten Uhrzeit.  

 
(3) Der Stadtrat kann am selben Tag auch meh-

rere Bürgerentscheide zulassen (= verbun-
dener Bürgerentscheid). Betreffen mehrere 
Bürgerentscheide den gleichen Gegenstand, 
sollen sie nach Möglichkeit am gleichen Tag 
stattfinden.  

 

(4) Bei der Festsetzung des Abstimmungstages 
ist Art. 10 GLKrWG zu beachten.  

 
 

§ 16 
Abstimmungsbekanntmachung 

 
(1) Die Stadt Coburg macht die Durchführung ei-

nes Bürgerentscheides spätestens am 28. 
Tag vor der Abstimmung öffentlich bekannt.  

 
(2) Die Bekanntmachung enthält  

1. die zu entscheidende(n) Fragestel-
lung(en) einschließlich einer etwaigen 
Stichfrage  

2. Beginn und Ende der Abstimmungszeit  
3. einen Hinweis, dass alle Stimmberechtig-

ten spätestens am 21. Tag vor dem Bür-
gerentscheid eine Benachrichtigung er-
halten, aus der jeweils der Stimmbezirk 
und der Abstimmungsraum ersichtlich 
sind.  

 
(3) Außerdem wird in der Bekanntmachung da-

rauf hingewiesen,  
 

1. dass ein Antrag auf Eintragung in das 
Bürgerverzeichnis bis zum 21. Tag vor 
der Abstimmung gestellt werden kann  

2. dass bei der Stadt Coburg bis zum 16. 
Tag vor der Abstimmung Beschwerde 
wegen unterbliebener oder unrichtiger 
Eintragung in das Bürgerverzeichnis er-
hoben werden kann,  

3. in welcher Zeit und unter welchen Vorausset-
zungen Abstimmungsscheine beantragt wer-
den können,  

4. was bei einer Briefabstimmung zu beachten 
ist, 

5. wie der Stimmzettel zu kennzeichnen ist, 
6. dass das Stimmrecht nur einmal und nur per-

sönlich ausgeübt werden kann und eine Aus-
übung des Stimmrechts durch einen Vertre-
ter anstelle der stimmberechtigten Person 
unzulässig ist, 

7. dass sich nach § 108d Satz 1, § 107a Abs. 1 

und Abs. 3 des Strafgesetzbuches strafbar 
macht, wer unbefugt abstimmt oder sonst ein 
unrichtiges Ergebnis eines Bürgerentscheides 
herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, und 
dass unbefugt auch abstimmt, wer im Rah-
men zulässiger Assistenz entgegen der Ab-
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stimmungsentscheidung der stimmberechti-
gen Person eine Stimme abgibt oder eine sol-
che Tat versucht.  

 
(4)  Bekanntmachung und Stimmzettelmuster 

sind am Tag des Bürgerentscheids am oder 
im Eingang der Abstimmungsgebäude anzu-
bringen.  

 
 

ABSCHNITT 3 
Stimmrecht 

 
§ 17 

Stimmberechtigung 
 
Stimmberechtigt sind alle Personen, die am Tag des 
Bürgerentscheids die in § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 (vgl. 
Art. 1 und 2 GLKrWG) genannten Voraussetzungen 
erfüllen.  
 
 

§ 18 
Ausübung des Stimmrechts 

 
(1) Das Stimmrecht kann nur ausüben, wer in ei-

nem Bürgerverzeichnis eingetragen ist oder 
einen Abstimmungsschein besitzt.  

 
(2) Wer in einem Bürgerverzeichnis eingetragen 

ist und keinen Abstimmungsschein besitzt, 
kann nur in dem Stimmbezirk abstimmen, in 
dessen Bürgerverzeichnis er geführt wird.  

 
(3) Wer einen Abstimmungsschein besitzt, kann 

das Stimmrecht ausüben  
 

1.in jedem Stimmbezirk der Stadt Coburg, 
wobei der Abstimmungsschein im Original 
mitzubringen und abzugeben ist. Personal-
ausweis, Reisepass oder bei EU-Staatsan-
gehörigkeit ein Identitätsausweis sind da-
bei vorzulegen.   

2.oder durch Briefabstimmung.  
 
(4) Jede stimmberechtigte Person kann ihr 

Stimmrecht nur einmal und nur persönlich 
ausüben. Eine Ausübung des Stimmrechts 
durch einen Vertreter anstelle der stimmbe-
rechtigten Person ist unzulässig. 

 
(5) Ist eine stimmberechtigte Person des Lesens 

unkundig oder wegen einer Behinderung 
nicht in der Lage, ihr Stimmrecht auszuüben, 
kann sie sich hierzu der Hilfe einer Person ih-
res Vertrauens bedienen. Die Hilfeleistung ist 
auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer 
von dieser stimmberechtigten Person selbst 

getroffenen und geäußerten Abstimmungs-
entscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine 
Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Ein-
flussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Wil-
lensbildung oder Entscheidung der stimmbe-
rechtigten Person ersetzt oder verändert o-
der wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsper-
son besteht. 

 
 

§ 19 
Bürgerverzeichnis; Beschwerde 

 
(1) Die Stadt Coburg führt für einen Bürgerent-

scheid für jeden Stimmbezirk ein Verzeichnis 
der gemäß § 17 Stimmberechtigten (= Bür-
gerverzeichnis). Bereits für Bürgerbegehren 
angelegte Bürgerverzeichnisse (§ 5 Abs. 2) 
werden zu diesem Zweck auch fortgeführt. 
Für die Anlegung und Fortführung gilt § 12 

Abs. 1 Satz 1, § 14 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 1 
bis 4 GLKrWO entsprechend.  

 
(2) Wer in der Stadt Coburg nicht gemeldet ist, 

wird nur auf Antrag (bis zum 21. Tag vor der 
Abstimmung möglich) oder auf fristgerecht 
erhobene Beschwerde in das Bürgerverzeich-
nis eingetragen. Er muss nachweisen, dass er 
am Tag des Bürgerentscheids stimmberech-
tigt (§ 17) ist. Für die Antragstellung gilt § 15 
Abs. 2, 4, Abs. 6 bis Abs. 8 GLKrWO entspre-
chend.  

 
(3) Wer sich für stimmberechtigt hält, aber 

glaubt, nicht oder nicht richtig im Bürgerver-
zeichnis eingetragen zu sein, kann bis zum 
16. Tag vor der Abstimmung schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Stadt Coburg Be-
schwerde erheben.  

 
(4) Gibt die Stadt Coburg der Beschwerde statt, 

wird der stimmberechtigten Person nach Be-
richtigung des Bürgerverzeichnisses die Ab-
stimmungsbenachrichtigung übersandt.  

 
(5) Weist die Stadt Coburg den Antrag oder die 

Beschwerde zurück, erlässt sie einen mit 
Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Be-
scheid, der dem Betroffenen spätestens am 
10. Tag vor dem Bürgerentscheid zuzustellen 
ist.  

 
(6) Für die Berichtigung und den Abschluss des 

Bürgerverzeichnisses gelten §§ 20 und 21 
Abs. 1 GLKrWO entsprechend.  

 
 

§ 20 
Erteilung von Abstimmungsscheinen; Be-

schwerde 
 
(1) Stimmberechtigte erhalten von der Stadt 

Coburg auf Antrag einen Abstimmungs-
schein.  

 
(2) Für die Erteilung der Abstimmungsscheine 

gelten die §§ 22 bis 28 GLKrWO entspre-
chend. In den Spalten für die Vermerke über 
die Stimmabgabe ist in den Bürgerverzeich-
nissen "Abstimmungsschein" oder "A" einzu-
tragen.  
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(3) Gegen die Versagung des Abstimmungs-
scheins kann bei der Stadt Coburg bis spä-
testens am sechsten Tag vor dem Abstim-
mungstag schriftlich oder zur Niederschrift 
Beschwerde erhoben werden. Weist die Stadt 
Coburg die Beschwerde zurück, erlässt sie ei-
nen mit Begründung und Rechtsbehelfsbe-
lehrung versehenen Bescheid, der dem Be-
schwerdeführer spätestens am dritten Tag 
vor dem Bürgerentscheid zuzustellen ist.  

 
 

§ 21 
Benachrichtigung und Unterrichtung der 

Stimmberechtigten 
 
(1) Spätestens am 21. Tag vor der Abstimmung 

ruft die Stadt Coburg jede im Bürgerverzeich-
nis eingetragene Person zur Teilnahme am 
Bürgerentscheid. Die Benachrichtigung ist 
mit einem Antragsvordruck zur Erteilung ei-
nes Abstimmungsscheins zu verbinden.  

 
(2) Geht der Bürgerentscheid auf einen vom 

Stadtrat gemäß § 8 Abs. 1 gefassten Be-
schluss zurück, hat der Stadtrat vor dem Bür-
gerentscheid seine Auffassung zur Abstim-
mungsfrage darzulegen. Die Bürgerschaft ist 
in diesem Fall spätestens am 21. Tag vor der 
Abstimmung hiervon zu unterrichten.  

 
(3) Wird ein Bürgerentscheid aufgrund eines zu-

gelassenen Bürgerbegehrens durchgeführt, 
sind spätestens am 21. Tag vor der Abstim-
mung die Stimmberechtigten unter Beach-
tung des Art. 18a Abs. 15 GO über den Ge-
genstand und über die vom Stadtrat mehr-
heitlich festgelegten und von den Vertretern 
eines Bürgerbegehrens vertretenen Auffas-
sungen zum Bürgerentscheid zu unterrich-
ten. Über Form und Umfang entscheidet der 
Stadtrat. Den Vertretern eines Bürgerbegeh-
rens soll zuvor Gelegenheit gegeben werden, 
Art und Umfang ihres Standpunktes darzule-
gen und zu formulieren. Ehrverletzende, 
wahrheitswidrige, unsachliche oder zu lange 
Äußerungen können vom Stadtrat zurückge-
wiesen werden.  

 
(4) In Veröffentlichungen und Veranstaltungen 

der Stadt Coburg dürfen die im Stadtrat mit 
Beschluss festgelegten und die von den ver-
tretungsberechtigten Personen eines Bürger-
begehrens vertretenen Auffassungen nur in 
gleichem Umfang und unter Beachtung des 
Sachlichkeitsgebots dargestellt werden. Ein 
Anspruch einzelner Stadtratsmitglieder oder 
einzelner Bürger auf Darstellung ihrer Auffas-

sung besteht nicht.  
 
 

ABSCHNITT 4 
Stimmabgabe 

 
§ 22 

Stimmzettel 

 
(1) Die Stimmzettel werden amtlich hergestellt. 
 
(2) Auf dem Stimmzettel wird nur die mit dem 

Bürgerbegehren unterbreitete oder vom 
Stadtrat beschlossene Fragestellung abge-
druckt. Darüberhinausgehende Angaben sind 
unzulässig.  

 
(3) Finden an einem Abstimmungstag mehrere 

Bürgerentscheide statt (verbundener Bürger-
entscheid), werden die verschiedenen Frage-

stellungen auf einem Stimmzettel aufgeführt. 
Die Reihenfolge der Fragestellungen richtet 
sich nach der vom Stadtrat im Rahmen der 
Zulässigkeitsentscheidung (§ 7 Abs. 1) fest-
gestellten Zahl der gültigen Eintragungen. 
Hat der Stadtrat gemäß Art. 18a Abs. 2 GO 
selbst die Durchführung eines Bürgerent-
scheides beschlossen (§ 8 Abs. 1), wird des-
sen Fragestellung vor den mit Bürgerbegeh-
ren gestellten Fragen aufgeführt.  

 
(4) Hat der Stadtrat eine Stichfrage beschlossen 

(§ 8 Abs. 2), so wird diese erst im Anschluss 
an die zunächst zu entscheidenden Fragestel-
lungen abgedruckt.  

 
 

§ 23 
Stimmvergabe im Abstimmungsraum 

 
(1) Jede stimmberechtigte Person hat – bei ver-

bundenem Bürgerentscheid für jeden Bürger-
entscheid sowie für eine etwaige Stichfrage – 
jeweils eine Stimme.  

 
(2) Der Stimmzettel ist so anzukreuzen, dass 

deutlich wird, wie sich die abstimmende Per-
son entschieden hat.  

 
(3) Ist eine Stichfrage vorgesehen (§ 8 Abs. 2), 

kann sich die abstimmende Person darüber 
erklären, welcher Bürgerentscheid gelten 
soll, wenn die gleichzeitig zur Abstimmung 
unterbreiteten Fragestellungen in einer mit-
einander nicht zu vereinbarenden Weise be-
antwortet werden.  

 
(4) Die Stimmabgabe erfolgt geheim. Die Vor-

schriften der Art. 17, 18 und 20 GLKrWG und 
der §§ 55 bis 57 GLKrWO gelten entspre-
chend.  

 
(5) Für die Eröffnung, den Verlauf und den 

Schluss der Abstimmung sind die Bestim-
mungen der §§ 59 bis 67 GLKrWO entspre-
chend anzuwenden. 

 
 

§ 24 
Besonderheiten der Briefabstimmung 

 
(1) Bei der Briefabstimmung hat die stimmbe-

rechtigte Person der Stadt Coburg im ver-
schlossenen Abstimmungsbrief  
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1. den Abstimmungsschein und  
2. den Stimmzettel im verschlossenen 

Stimmzettelumschlag zu übergeben oder 
zu übersenden. Der Abstimmungsbrief 
muss bei der Stadt Coburg spätestens am 
Tag des Bürgerentscheids bis zum Ende 
der Abstimmungszeit eingehen.  

 
(2) Auf dem Abstimmungsschein hat die stimm-

berechtigte Person oder die Hilfsperson zu 
versichern, dass der Stimmzettel persönlich 
oder gemäß dem erklärten Willen der stimm-

berechtigten Person unbeobachtet gekenn-
zeichnet worden ist.  

 
(3) Im Übrigen sind die Vorschriften der §§ 69-

73GLKrWO entsprechend anzuwenden, wo-
bei die „Versicherung an Eides statt“ durch 
die Versicherung nach Abs.2 ersetzt wird.  

 
 

ABSCHNITT 5 
Ermittlung, Feststellung und Verkündung des 

Abstimmungsergebnisses 
 
 

§ 25 
Abstimmungsbeteiligung und Ordnen der 

Stimmzettel 
 
(1) Nach Schluss der Abstimmung ermitteln die 

Abstimmungs- und die Briefabstimmungs-
vorstände das Abstimmungsergebnis.  

 
(2) Vor dem Öffnen der Urnen sind alle nicht be-

nutzten Stimmzettel zu entfernen und zu ver-
packen.  

 
(3) Die Schriftführer der Abstimmungsvorstände 

ermitteln auf der Grundlage der Abschlussbe-
urkundung des Bürgerverzeichnisses die Zahl 
der Stimmberechtigten und anhand der 
Stimmabgabevermerke im Bürgerverzeichnis 
und der einbehaltenen Abstimmungsscheine 
die Zahl der Abstimmenden. § 79a Abs. 3, § 
79c, § 80 GLKrWO gilt entsprechend. Die üb-
rigen Mitglieder der Abstimmungsvorstände 
zählen die aus den Urnen entnommenen 
Stimmzettel und stellen fest, ob die ermit-
telte Zahl der Zahl der Abstimmenden ent-
spricht.  

 
(4) Für die Mitglieder der Briefabstimmungsvor-

stände gilt § 79b GLKrWO entsprechend.  
 
(5) Sodann werden die Stimmzettel entfaltet, auf 

ihre Gültigkeit geprüft und in folgende Stapel 
gelegt:  

 
1. Eindeutig gültige Stimmzettel (nach Ja- 

und Nein-Stimmen getrennt)  
2. Stimmzettel, die nicht gekennzeichnet 

sind  
3. Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken ge-

ben.  
 

 
§ 26 

Behandlung der Stimmzettel bei weniger als 50 
Abstimmenden 

 
(1) Nahmen weniger als 50 Stimmberechtigte im 

Stimmbezirk an der Abstimmung teil, ordnet 
der Abstimmungsleiter an, dass der Abstim-
mungsvorstand dieses Stimmbezirks (abge-
bender Abstimmungsvorstand) die ver-
schlossene Wahlurne, das Abstimmungsver-
zeichnis, mit Abschlussbeurkundung und die 

eingenommenen Abstimmungsscheine mit 
dem Abstimmungs-vorstand eines anderen 
Stimmbezirks (aufnehmender Abstimmungs-
vorstand) zur gemeinsamen Ermittlung und 
Feststellung des Abstimmungsergebnisses 
unverzüglich zu übergeben hat.  

 
(2) Am Abstimmungsraum des abgebenden Ab-

stimmungsvorstands ist ein dementspre-
chender Hinweis anzubringen, wo die ge-
meinsame Ermittlung des Abstimmungser-
gebnisses erfolgt. 

 
(3) Der Transport der zu übergebenden Gegen-

stände erfolgt durch den Abstimmungsleiter, 
den Schriftführer und einem weiteren Mit-
glied des Abstimmungsvorstands.  

 
(4) Der aufnehmende Abstimmungsvorstand 

verfährt entsprechend § 66 Abs. 5 Satz 7 
GLKrWO. 

 
(5) Die Übergabe der Wahlurne und der Abstim-

mungsunterlagen ist in den Abstimmungsnie-
derschriften des abgebenden und des auf-
nehmenden Abstimmungsvorstands zu ver-
merken. 

 
 

§ 27 
Behandlung der Stimmzettel 

 
(1) Die eindeutig gültigen Ja- oder Nein-Stim-

men werden jeweils von zwei Mitgliedern des 
Abstimmungs- und Briefabstimmungsvor-
stands unabhängig voneinander gezählt.  

 
(2) Der Vorsteher prüft die nicht gekennzeichne-

ten Stimmzettel und stellt fest, dass diese 
mangels Stimmvergabe ungültig sind.  

 
(3) Über Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken 

geben, beschließt der Abstimmungsvorstand. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorstehers.  

 

 
§ 28 

Ungültigkeit der Stimmvergabe 
 
(1) Stimmzettel sind ungültig, wenn sie nicht ge-

kennzeichnet sind. Eines Beschlusses des Ab-
stimmungsvorstandes bedarf es hierzu nicht.  
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(2) Stimmvergaben sind durch Beschluss für un-
gültig zu erklären, wenn der Stimmzettel 

 
1. nicht amtlich hergestellt ist  
2. durchgestrichen oder durchgerissen ist  
3. auf der Rückseite beschrieben oder ge-

kennzeichnet ist  
4. ein besonderes Merkmal aufweist  
5. Zusätze oder Vorbehalte enthält  
6. der Abstimmungswille nicht erkennbar 

ist.  
 

Das Ergebnis und den Grund für die Gültig-
keit oder Ungültigkeit der Stimmvergabe ver-
merkt der Vorsteher auf der Rückseite des 
Stimmzettels mit Unterschrift.  

 
 

§ 29 
Auswertung der Stimmzettel bei verbundenem 

Bürgerentscheid 
 
(1) Sind auf dem Stimmzettel mehrere Frage-

stellungen unterschiedlicher Bürgerent-
scheide einschließlich einer etwaigen Stich-
frage aufgeführt (verbundener Bürgerent-
scheid), erfolgt die Stapelbildung nach § 25 
Abs. 5 und die Behandlung und Auswertung 
der Stimmzettel nach §§ 26 bis 28 zunächst 
nur im Hinblick auf den an erster Stelle ge-
nannten Bürgerentscheid. Sodann sind die 
Stimmzettel jeweils neu zu ordnen und aus-
zuwerten. Bei einer etwaigen Stichfrage er-
folgt die Auswertung mit der Maßgabe, dass 
statt der Zahl der gültigen Ja- und Nein-Stim-
men jeweils die Zahl der für einen Bürgerent-
scheid abgegebenen Zustimmungen festzu-
stellen ist.  

 
(2) Der Stimmzettel wird nicht dadurch ungültig, 

dass der Stimmberechtigte gleichzeitig zur 
Abstimmung unterbreitete Fragestellungen in 
einer miteinander nicht zu vereinbarenden 
Weise beantwortet hat. Die Gültigkeit der 
Stimmvergabe ist für jeden Bürgerentscheid 
gesondert zu beurteilen.  

 
 

§ 30 
Feststellung, Verkündung und Bekanntma-

chung des Abstimmungsergebnisses 
 
(1) Die Abstimmungsvorstände stellen jeweils 

für ihren Stimmbezirk nach Auswertung aller 
Stimmzettel die Zahl der Stimmberechtigten, 
die Zahl der Abstimmenden, die Zahl der gül-
tigen Ja- und Nein-Stimmen und die Zahl der 
insgesamt ungültigen Stimmen fest. Für 

Briefabstimmungsvorstände gilt Satz 1 mit 
der Maßgabe entsprechend, dass die Fest-
stellung der Zahl der Stimmberechtigten ent-
fällt.  

 
(2) Finden am Tag der Abstimmung mehrere 

Bürgerentscheide statt (verbundener Bürger-

entscheid), sind die Ergebnisse jeweils ge-
sondert festzustellen. Bei einer etwaigen 
Stichfrage gilt Satz 1 mit der Maßgabe ent-
sprechend, dass statt der Zahl der gültigen 
Ja- und Nein-Stimmen jeweils die Zahl der 
für einen Bürgerentscheid abgegebenen Zu-
stimmungen festzustellen ist.  

 
(3) Die vom Vorsteher verkündeten Ergebnisse 

werden der Stadt Coburg unverzüglich mit-
geteilt (Schnellmeldung). Im Übrigen gilt 
§ 87 Abs. 2 GLKrWO entsprechend.  

 
(4) Der Abstimmungsleiter gibt das vorläufige 

Ergebnis der Abstimmung unter dem Vorbe-
halt der Nachprüfung und Feststellung durch 
den Abstimmungsausschuss öffentlich be-
kannt.  

 
(5) Der Abstimmungsausschuss stellt in einer 

vom Abstimmungsleiter unverzüglich einzu-
berufenden Sitzung das endgültige Abstim-
mungsergebnis verbindlich fest. Er kann 
rechnerische Feststellungen, fehlerhafte Zu-
ordnungen oder unzutreffende Beschlüsse 
über die Gültigkeit oder Ungültigkeit von 
Stimmvergaben berichtigen.  

 
(6) Das endgültige Abstimmungsergebnis macht 

der Abstimmungsleiter mit allen Feststellun-
gen in ortsüblicher Weise bekannt.  

 
 

ABSCHNITT 6 
Schlussbestimmungen 

 
§ 31 

Datenverarbeitung 
 
Für den Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen gilt § 
12 GLKrWO entsprechend.  
 

§ 32 
Sicherung, Verwahrung und Vernichtung der 

Abstimmungsunterlagen 
 
Für die Sicherung, Verwahrung und Vernichtung der 
Abstimmungsunterlagen sind § 99 Abs. 1 und 2 und 
§ 100 GLKrWO entsprechend anzuwenden mit der 
Maßgabe, dass der Abstimmungsleiter nach Eintritt 
der Rechtskraft des veröffentlichten Abstimmungser-
gebnisses die Vernichtung der Stimmzettel, des Ab-
stimmungsverzeichnisses, der Abstimmungsschein- 
und Briefabstimmungsunterlagen sowie der Unter-
schriftenlisten und sonstigen Abstimmungsunterlagen 
zulassen kann.  
 
 

§ 33 
Weitere Durchführungsbestimmungen 

 
Soweit gesetzlich und in dieser Satzung nichts Ande-
res bestimmt ist, sind in Zweifelsfällen darüber hinaus 
die sonstigen Bestimmungen des GLKrWG und der 
GLKrWO sinngemäß anzuwenden. 
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§ 34 

In-Kraft-Treten 
 
Die Satzung tritt am 01.06.2023 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Satzung zur Durchführung von Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheiden (BBS) vom 23. September 
1999, Coburger Amtsblatt Nr. 38 vom 8. Oktober 
1999, außer Kraft.  
 
 
Coburg, 28.04.2023 

STADT COBURG 
 
gez. Dominik Sauerteig 
 
Dominik Sauerteig 
Oberbürgermeister 
 
Anlage zu § 6  
Informationen zum Datenschutz 
 
 

Informationen zum Datenschutz – 
Sammlung von Unterstützungsunterschriften 

für den Antrag auf Durchführung eines Bürger-
entscheids (Bürgerbegehren) 

 
 
Für die mit Ihrer Unterstützungsunterschrift abgege-
benen personenbezogenen Daten gilt: 
 
1. Verantwortlich für die Verarbeitung der per-

sonenbezogenen Daten in der Unterstüt-
zungsliste sind die Vertreter des Bürgerbe-
gehrens (Vertretungsberech-
tigte)……………………………………………. 
(Angabe der Vertretungsberechtigten mit Fa-
milienname, Vorname, Anschrift). 

 
2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre persönlichen 

Daten bereitzustellen. Die Datenerhebung 
basiert auf Ihrer freiwilligen Einwilligung ge-
mäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a) der Da-
tenschutz-Grundverordnung (DSGVO). 

 
3. Die weitere Verarbeitung der personenbezo-

genen Daten dient dazu, das für den Antrag 
auf Durchführung eines Bürgerentscheids 
(Bürgerbegehren) erforderliche Unterschrif-
ten- quorum in der Stadt Coburg zu erreichen 
(Art. 18a Abs. 6 GO). Die Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten erfolgt sodann auf 
der Grundlage von Art. 6 Abs.1 Satz 1 
Buchst. c) und Art. 9 Abs. 2 Buchst. g) 
DSGVO in Verbindung mit Art. 18a Abs. 5, 
Abs. 17 GO i. V. m. §§ 1, 2, 3, 5, 6 und 7 BBS 
der Stadt Coburg. 

 
4. Nach Einreichung des Bürgerbegehrens und 

der dazugehörigen Originale der Unterschrif-
tenlisten bei der Stadt Coburg ist die für die 
Feststellung der erforderlichen Unterschrif-
tenzahl beauftragte Verwaltungsorganisati-
onseinheit (in der Regel die Dienststelle Ein-
wohneramt, Wahlamt, Am Viktoriabrunnen 4, 

96450 Coburg, E-Mail: einwohner-
amt@coburg.de) für den Datenschutz ver-
antwortlich; der behördliche Datenschutzbe-
auftragte ist unter der vorgenannten An-
schrift und per E-Mail (daten-
schutz@coburg.de) erreichbar. 

 
Die Unterschriftenlisten unterliegen dem 
Grundsatz der Zweckbindung (Art. 5 Abs. 1 
Buchst. b) und Art. 6 Abs. 4 DSGVO, Art. 6 
BayDSG) und dürfen deshalb nur hinsichtlich 
der Frage ausgewertet werden, ob das Bür-

gerbegehren von einer ausreichenden Zahl 
antragsberechtigter Gemeindebürger unter-
schrieben worden ist; dies betrifft auch die 
Einsichtnahme im Rahmen der Zulassungs-
entscheidung durch den Stadtrat nach Art. 
18a Abs. 8 GO i. V. m. § 7 BBS der Stadt 
Coburg, Art. 30 Abs. 3 GO, Art. 52 Abs. 2 GO. 

 
5. Für nicht eingereichte Unterschriftenlisten o-

der für eventuell durch die Vertretungsbe-
rechtigten des Bürgerbegehrens angefertigte 
Kopien verbleibt die datensicherheitsrechtli-
che Verantwortung bei den Vertretungsbe-
rechtigten. 

 
6. Im Falle von Klagen gegen die Zulassung 

bzw. Nichtzulassung eines Bürgerbegehrens 
können auch die diesbezüglichen Verwal-
tungsgerichte, bei Verdacht von strafrechtli-
chen Vorfällen beim Sammeln der Unter-
schriften auch die Strafgerichte, Einsicht in 
die Unterschriftenlisten erhalten; bei rechts-
aufsichtlichen Maßnahmen auch die Rechts-
aufsichtsbehörde (Regierung von Niederbay-
ern). 
Im Übrigen werden die Unterschriftenlisten 
nicht weitergegeben oder ganz oder teilweise 
veröffentlicht. 

 
7. Die Frist für die Speicherung der personen-

bezogenen Daten richtet sich nach § 32 BBS 
der Stadt Coburg. 

 
8. Nach der DSGVO stehen Ihnen folgende 

Rechte zu: 
− Werden Ihre personenbezogenen Daten ver-

arbeitet, so haben Sie das Recht Auskunft 
über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten 
zu erhalten (Art. 15 DSGVO). 

− Sollten unrichtige personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht 
auf Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO). 

− Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen 
vor, so können Sie die Löschung oder Ein-
schränkung der Verarbeitung verlangen so-
wie Widerspruch gegen die Verarbeitung ein-

legen (Art. 17, 18 und 21 DSGVO). 
− Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewil-

ligt haben oder ein Vertrag zur Datenverar-
beitung besteht und die Datenverarbeitung 
mithilfe automatisierter Verfahren durchge-
führt wird, steht Ihnen gegebenenfalls ein 
Recht auf Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 
DSGVO). 
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− Sie können Ihre Einwilligung in die Verarbei-
tung Ihrer personenbezogenen Daten jeder-
zeit für die Zukunft widerrufen. Die Rechtmä-
ßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 
Widerruf erfolgten Datenverarbeitung wird 
durch diesen nicht berührt. 

 
9. Sollten Sie von Ihren oben genannten Rech-

ten Gebrauch machen, prüft die öffentliche 
Stelle, ob die gesetzlichen Voraussetzungen 
hierfür erfüllt sind. Weiterhin besteht ein Be-
schwerderecht beim Bayerischen Landesbe-

auftragten für den Datenschutz Bayern 
(Postanschrift: Der Bayerische Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz, Postfach 221219, 
80502 München; E-Mail: poststelle@daten-
schutz-bayern.de). 

 
 

 

Bekanntmachung 

Vorschlagsliste für Schöffen 
 

Der Stadtrat Coburg hat für das Stadtgebiet eine Vor-
schlagsliste für Schöffen aufgestellt. Diese Liste liegt 
vom 

 
05.05.2023 bis einschließlich 12.05.2023 

 
im Rathaus, Rechtsamt, 
2. Stock, Zimmer 221 

 
Montag, Dienstag und Donnerstag von  

08:30 Uhr bis 15:30 Uhr 
Mittwoch und Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 

 
zur Einsicht aus. 
 
Gegen die Vorschlagsliste kann vom 12.05.2023 bis 
zum Ablauf des 19.05.2023 schriftlich oder zur Nie-
derschrift im Rechtsamt der Stadt Coburg Einspruch 
erhoben werden.  
 
Der Einspruch kann damit begründet werden, dass die 
in die Vorschlagsliste aufgenommenen Personen gem. 
§ 32 des Gerichtsverfassungsgesetzes nicht aufge-
nommen werden dürfen oder gem. §§ 33, 34 des Ge-
richtsverfassungsgesetzes nicht aufgenommen wer-
den sollen. 
 
Die genannten Bestimmungen des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes können im Rechtsamt der Stadt 
Coburg eingesehen werden. 
 
Coburg, 02.05.2023 
 
i. A. 
 
gez. Willi Kuballa 
Ltd. Rechtsdirektor 
 


